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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

Im Anschluss an die Motionen Jositsch (sp, ZH) (08.3806) und Janiak (sp, BL) (08.3930),
welche die Verlangerung der Verjahrungsfristen bei Wirtschaftsdelikten forderten, gab
der Bundesrat eine Anderung des StGB in die Vernehmlassung. Der Vorentwurf sieht
nicht eine spezielle Verjahrungsfrist fur Wirtschaftsdelikte vor, sondern will die
Verjahrungsfrist je nach Tatschwere erhéhen. !

Die beiden Uberwiesenen, inhaltlich identischen und auf das Grounding der Swissair
zurlickgehenden Motionen Jositsch (sp, ZH) (08.3806) und Janiak (sp, BL) (08.3930)
verlangten eine Verlangerung der Verjahrungsfristen bei Wirtschaftsdelikten. Weil in
den Vorstossen ,Wirtschaftsdelikte™ nicht genauer definiert wurde, schlug der
Bundesrat eine allgemeine Verlangerung der Verjahrungsfristen von sieben auf zehn
Jahre bei schwersten Vergehen, flir die im Gesetz die Hochststrafe von drei Jahren
Freiheitsstrafe verhéngt werden kann, vor. Dadurch sollte die Strafbehdérde mehr Zeit
bei der Strafverfolgung erhalten. Im Standerat wurden die vorgeschlagenen Anderungen
im StGB und im Militarstrafgesetz ohne Gegenstimme angenommen. Im Sommer
stimmte auch der Nationalrat mit 102 zu 78 Stimmen der Verlangerung der
Verfolgungsverjahrung zu, wobei die Vorlage von der SVP und der FDP, die keinen
Handlungsbedarf sahen, bekdmpft wurde. Die beiden Motionen wurden folglich
abgeschrieben. ?

Mit der Annahme einer Motion Janiak (sp, BL) fordert der Standerat den Bundesrat auf,
eine Ergédnzung in Art. 320 StGB zum Verhaltnis zwischen Amtsgeheimnis und
Behordenkooperation anzubringen. Die Rechtfertigungsgriinde beim Tatbestand der
Amtsgeheimnisverletzung sollen dahingehend erweitert werden, dass die Offenbarung
eines Geheimnisses im Rahmen der Behdrdenkooperation auch dann gerechtfertigt ist,
wenn ein Uberwiegendes Offentliches Interesse an der Weitergabe der betreffenden
Information von einer Behorde zur anderen besteht. Bis heute stellt in diesem Fall nur
die schriftliche Einwilligung der vorgesetzten Behdérde einen Rechtfertigungsgrund dar.
Obwohl der Bundesrat die Ansicht vertritt, dass diese Thematik im geltenden Recht
bereits ,sachgeméss und auch im Sinne von Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit™
geregelt sei und die Motion damit zur Ablehnung empfahl, sprach sich die
Stdndekammer in der Sommersession 2016 mit 30 zu 9 Stimmen flr das Anliegen aus. *

Die Einflihrung einer Kronzeugenregelung im Schweizer Strafrecht war das Ziel einer
Motion Janiak (sp, BL), mit welcher sich der Stdnderat im Dezember 2016 befasste.
Janiak war mit dem Vorstoss dem von der Bundesanwaltschaft in ihrem
Tatigkeitsbericht 2015 gedusserten Wunsch nachgekommen, der Gesetzgeber moge
sich mit der Idee einer Kronzeugenregelung fur die Schweiz auseinandersetzen. Das
Schweizer Strafgesetzbuch kennt heute flur den Straftatbestand der kriminellen
Organisation die sogenannte kleine Kronzeugenregelung. Dies bedeutet, dass das
Gericht Mitgliedern krimineller Organisationen fur ihre Kooperation mit den
Strafverfolgungsbehdérden eine Strafmilderung nach freiem Ermessen zusprechen kann.
Far Personen, die durch ihre Mitwirkung in einem Strafverfahren geféahrdet sind, sind
ausserdem Zeugenschutzprogramme im Sinne des Bundesgesetzes Uber den
ausserprozessualen Zeugenschutz vorgesehen. Die bestehenden Instrumente der
Strafverfolgung reichten nach Ansicht des Motionérs fur die wirksame Bekampfung von
mafidsen und terroristischen Organisationen aber nicht aus, was sich zuletzt auch bei
den Thurgauer Mafia-Fallen gezeigt habe. Darliber hinaus sei der Dienst UPF auch mit
dem revidierten BUPF nur sehr eingeschrankt in der Lage, die Kommunikation von
kriminellen  Organisationen zu Uberwachen, da sich diese verschllUsselter
Kommunikationsmittel bedienten, die so sicher seien, dass selbst der Anbieter die
Ubermittelten Informationen nicht entschlisseln kénne. Der Kronzeuge habe als Insider
jedoch das notwendige Wissen, um solche intransparenten Strukturen aufzubrechen,
und sei daher ein unabdingbares Mittel zur Bekampfung krimineller und terroristischer
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Organisationen, argumentierte der Motionéar. Sein Parteikollege Daniel Jositsch (sp, ZH)
betonte hingegen die Fehleranfalligkeit von Kronzeugenaussagen und &usserte
rechtsstaatliche Bedenken. In der offenen Formulierung der Motion - sie schlagt keine
konkreten Massnahmen vor - sah die Stdndekammer jedoch auch eine Chance, die
Vorteile und Probleme einer solchen Regelung eingehend zu diskutieren. Aus diesem
Grund nahm sie die Motion entgegen der bundesratlichen Empfehlung mit 23 zu 11
Stimmen bei 4 Enthaltungen an. *

Im Nationalrat stiess die Motion Janiak (sp, BL) zum Verhéltnis von Amtsgeheimnis und
Behordenkooperation, die auf einen besseren Schutz von Angestellten in Féllen von
Whistleblowing zielte, auf mehrheitliche Ablehnung. Mit 135 zu 43 Stimmen bei einer
Enthaltung folgte die grosse Kammer dem Antrag ihrer Kommissionsmehrheit, welche
im Gegensatz zum Motionar keine Schwierigkeiten flr betroffene Personen feststellte,
Missstande zu melden, ohne selbst ins Visier der Strafverfolgungsbehérden zu
gelangen. ®

Nachdem der Stédnderat die Motion Janiak (sp, BL) zur Einfiihrung einer
Kronzeugenregelung Ende 2016 angenommen hatte, befasste sich die
Rechtskommission des Nationalrates mit der Thematik und flihrte eine sorgfaltige
Abwéagung im Interessenkonflikt zwischen effizienter Strafverfolgung und der Wahrung
rechtsstaatlicher Prinzipien, insbesondere des Rechtsgleichheitsgebots, durch. Als
klarer Vorteil einer Kronzeugenregelung nannte sie die Moglichkeit, mithilfe von
Insiderwissen ganze Verbrechensstrukturen zu zerschlagen. Gestandige Tater kénnten
eher zur Kooperation mit den Strafverfolgungsbehdrden bewegt werden, wenn ihnen
die Belohnung fur ihre Kooperation in Form von Strafmilderung oder Straffreiheit
bereits in einem frihen Verfahrensstadium zugesichert werden kénnte und nicht erst
nachtraglich vor Gericht. Die Kehrseite dieser Medaille sei jedoch, dass dadurch ein
Anreiz zu interessant klingenden Falschaussagen geboten werde, um einen maoglichst
guten ,Deal®™ mit den Strafverfolgungsbehérden zu erreichen. Wenn die
Strafverfolgungsbehdrde eine Strafmilderung oder Straffreiheit zuspricht, muss sich
das Gericht daran halten, was das Gericht in seinem Ermessensspielraum einschrankt
und eventuell sogar eine rechtsgleiche Bestrafung von vergleichbaren Sachverhalten
verhindern kann. Die Mehrheit der RK-NR gewichtete die mdglichen Vorteile in der
Strafverfolgung jedoch hoher als die Einwédnde und beantragte die Motion zur Annahme.
Gleichzeitig reichte sie eine Kommissionsmotion (17.3264) ein mit der Forderung, die
heute in Art. 260ter Ziff. 2 StGB bestehende sogenannte kleine Kronzeugenregelung auf
Mitglieder terroristischer Organisationen im Sinne des Bundesgesetzes Uiber das Verbot
der Gruppierungen ,Al-Qaida™ und ,Islamischer Staat®™ sowie verwandter
Organisationen auszudehnen. Diese mogliche Massnahme hatte der Bundesrat in seiner
Stellungnahme zur Motion ins Spiel gebracht und ausdrlicklich beflirwortet, wahrend er
der EinfUhrung einer umfassenden Kronzeugenregelung skeptisch gegenlbergestanden
hatte. So beantragte der Bundesrat dem Nationalrat die Kommissionsmotion zur
Annahme, wéhrend er und eine Minderheit der RK-NR die Motion Janiak zur Ablehnung
empfahlen. In der Sommersession 2017 lehnte der Nationalrat die Motion Janiak mit 108
zu 72 Stimmen ab und nahm die Motion seiner Rechtskommission stillschweigend an. ©

Privatrecht

Mit der stillschweigenden Annahme einer Motion Janiak (sp, BL) in der Wintersession
2017 verlangte der Stadnderat, dass im Rahmen der Gesamtiberprifung der
Zivilprozessordnung auch der Zugang zu den Zivilgerichten erleichtert wird. Dies soll
konkret durch eine Reduzierung der Gerichtskostenvorschisse geschehen, die heute
so hoch seien, dass sie, anstatt unbegriindete Klagen auszusortieren, diejenigen
Personen von einer Klage abhielten, die sich den Kostenvorschuss nicht leisten
kénnten.’
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Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

2010 traten mit Moritz Leuenberger und Hans-Rudolf Merz gleich zwei Bundesrate
zuriick. War der Ricktritt von Merz erwartet worden, so Uberraschte die Ankiindigung
der Demission von Leuenberger am 9. Juli auf Ende des Jahres. Der Rucktritt war
deshalb Uberraschend, weil spekuliert wurde, dass Leuenberger sein drittes
Prasidialjahr 2011 noch abwarten wirde. Der Magistrat begrindete seinen Rucktritt mit
der langen Amtsdauer - Leuenberger sass seit 1995 in der Regierung - und nicht etwa
mit dem Arbeitsklima im Bundesrat. In der Presse wurden die rhetorischen Fahigkeiten,
die Mediengewandtheit und Leuenbergers Einsatz fir mehr Transparenz in der Politik
hervorgehoben. Darlber hinaus habe er mit der Fusion der Verkehrs- und
Umweltpolitik eine 6kologische Klammer geschaffen, die nachhaltig bleiben werde.

Die SVP reagierte prompt und kindigte bereits wenige Minuten nach der
Medienkonferenz ihren Angriff auf den SP-Sitz an. Caspar Baader (BL) wurde als
Sprengkandidat vorgestellt. In der Presse wurde nicht nur Uber allféllige
Nachfolgerinnen von Leuenberger gemutmasst (am hé&ufigsten wurden Simonetta
Sommaruga, Jacqueline Fehr, Anita Fetz, Eva Herzog, Hans-Jurg Fehr und Claude Janiak
genannt), sondern auch darlber spekuliert, dass Hans-Rudolf Merz ebenfalls seinen
baldigen Rucktritt einreichen werde, was dieser schliesslich am 6.August per Anfang
Oktober auch tat. Die Bilanz der funfjahrigen Amtszeit von Merz fiel in der Presse
zwiespaltig aus. Auf der einen Seite wurde anerkannt, dass der Finanzminister einen
gesunden und nachhaltig sanierten Haushalt hinterlasse. Auf der anderen Seite hatte
sich der Bundesrat aber insbesondere auf internationalem Terrain nicht sehr
Uberzeugend bewegt. Beim Steuerstreit mit der EU, bei der Informationspolitik rund um
die UBS-Krise oder bei seinem naiven Vorgehen in der Libyen-Affare hatte der Magistrat
viel Goodwill verspielt.

Auch fur die Nachfolge Merz begann sich das Kandidatenkarussell rasch zu drehen. Als
Kronfavoriten wurden in der Presse schon frih Karin Keller-Sutter und Johann
Schneider-Ammann genannt. Diesmal kindigten nicht nur die SVP sondern auch die
Grlinen an, den Sitz der FDP anzugreifen. Einiges an Diskussionen I6ste der Umstand
aus, dass die Riicktrittsankiindigungen nicht koordiniert worden waren. Es wurde
davor gewarnt, dass zwei aufeinanderfolgende Bundesratswahlen (im September und im
Dezember) die Sachpolitik fir Monate Uberlagern wirden. Nachdem sich die SP und die
FDP gegenseitig die Schuld fur die schlechte Koordination in die Schuhe schoben,
verlegte Bundesrat Leuenberger schliesslich seinen Ricktritt vor. Dies brachte der SP
einen taktischen Vorteil, weil die Ersatzwahl von Leuenberger vor jener von Merz
stattfand. ®

Parlamentsorganisation

Ranglisten haben etwas Eingangiges: Mit ihrer Hilfe lassen sich vermeintliche
Unterschiede fest- und darstellen. So versuchen o&fters auch die Medien
Parlamentarierinnen und Parlamentarier einzuordnen und zu vergleichen. 2017
présentierte die Sonntagszeitung ein Parlamentarierrating, mit welchem der Einfluss
aller Parlamentsmitglieder gemessen werden sollte, und die NZZ wartete mit ihrem
jahrlichen Links-Rechts-Rating auf.

Der Einfluss wurde in der Sonntagszeitung anhand der Kommissionszugehorigkeit, der
in den Raten vorgebrachten Voten, der Anzahl erfolgreicher politischer Vorstosse, der
Amter im Rat und in der Partei, der Medienprasenz und dem ausserparlamentarischen
Beziehungsnetz gemessen. Zwar wies die Zeitung nicht aus, wie sie diese Elemente
miteinander verknlpfte und gewichtete, die Rangliste diente ihr aber als Grundlage fur
immerhin drei ganze Zeitungsseiten. Laut den Berechnungen war SP-Parteipréasident
Christian Levrat (FR) in den Jahren 2015-2017 der einflussreichste Parlamentarier,
gefolgt von Pirmin Bischof (svp, SO) und Gerhard Pfister (cvp, ZG). Die «Flop 15» - so die
Sonntagszeitung - wurden angefihrt von Géraldine Marchand-Balet (cvp, VS), Hermann
Hess (fdp, TG) und David Zuberbihler (svp, AR). Die Rangierungen verleiteten die
Zeitung zu weiteren Analysen: So sei der Einfluss der SVP und der FDP, gemessen am
Anteil Fraktionsangehoriger unter den Top 50, verglichen mit dem Rating 2014
gestiegen und der Einfluss des Kantons Zurich gesunken. Mit einem Vergleich der
Rangliste hinsichtlich Medienprasenz und dem Gesamtrang konnte die Zeitung zudem
«die grossten Blender» ausmachen. Zwar haufig in den Medien, aber sonst nur wenig
einflussreich waren laut dieser Berechnung etwa Tim Guldimann (sp, ZH), Andreas
Glarner (svp, AG) oder Benoit Genecand (fdp, GE). Einzelne Regionalzeitungen
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diskutierten in der Folge «ihre» kantonalen Vertreterinnen und Vertreter. Solche
Ratings seien nicht entscheidend, aber es fuhle sich immer gut an, wenn man vorne sei,
beurteilte Christian Levrat die Auswertung.

Wichtigste Erkenntnis der von der NZZ présentierten Links-Rechts-Positionierung, die
seit 1999 jahrlich auf der Basis von in den Raten durchgefuhrten Abstimmungen von der
Forschungsstelle Sotomo durchgefihrt wird - auch in der NZZ wurde die Methode zur
Messung von Links und Rechts lediglich sehr kryptisch mit den Begriffen «D-Nominate»
und «Alpha-Nominate» angedeutet und dem Hinweis versehen, dass diese Methode fur
den amerikanischen Kongress entwickelt worden seien und die ideologische Position
der Abgeordneten messe -, war die zunehmende Fraktionsdisziplin. Der Druck, auf
Fraktionslinie zu stimmen, habe dazu gefiihrt, dass es kaum noch Uberlappungen in der
ideologischen Positionierung zwischen den einzelnen Parteien gebe. Vor allem die CVP
- sie variiert auf der Gesamtskala von -10 (links) bis +10 (rechts) zwischen 0.2 (Gerhard
Pfister) und -1.7 (Barbara Schmid-Federer, ZH) - sei wesentlich geschlossener als
friher, als sie noch Fraktionsmitglieder gehabt habe, die sich am rechten Rand bei der
Position von (linken) FDP- und SVP-Mitgliedern befunden und am linken Rand die
«rechten Auslaufer der SP» berlhrt hatten. Die FDP-Mitglieder, die Positionen
zwischen 0.3 (Christa Markwalder, BE) und 2.4 (Bruno Pezzatti, ZG) einnahmen, sowie
die SVP-Mitglieder (Jean-Pierre Grin, VD: 6.1 bis Erich Hess, BE: 10.0) lagen ziemlich
weit auseinander. Der Median des gesamten Nationalrats verlief genau zwischen der
CVP und der FDP. Auf der Ratslinken gab es mehr ideologische Gemeinsamkeiten: Zwar
war die SP insgesamt etwas linker als die Grinen - die Werte variierten bei den
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten zwischen -8.2 (Chantal Galladé, ZH) und
-9.9 (Silvia Schenker, BS) und bei den Griinen zwischen -9.4 (Lisa Mazzone, GE) und -7.8
(Bastien Girod, ZH) -, aber die Durchmischung war wesentlich stérker als im Block der
Burgerlichen. Die grosste Geschlossenheit wies die GLP auf, bei der sich Kathrin
Bertschy (BE) und Tiana Angelina Moser (ZH) mit einem Wert von -3.0 ideologisch nur
marginal von Martin Baumle (ZH, -2.7) entfernt positionierten. Die BDP wies mehr
Varianz auf: Sowohl Rosmarie Quadranti (ZH, -1.6) als auch Hans Grunder (BE, -0.2)
fanden sich ideologisch leicht links der Mitte. Interessant war, dass sich die
Kleinstparteien am Rand ihrer Fraktionen ansiedelten. Sowohl die Lega und das MCG
bei der SVP-Fraktion, als auch die EVP bei der CVP-Fraktion wiesen im Rating
ideologische Differenzen zu ihrer Fraktion auf.

Im Sténderat waren zwar die verschiedenen Parteien ebenfalls voneinander getrennt, es
kam aber zwischen CVP und FDP zu Uberlappungen und die Gesamtvarianz der
Positionen in der kleinen Kammer war geringer. Sie reichte von Liliane Maury Pasquier
(sp, GE; -8.3) bis Peter Fohn (svp, SZ; 9.8), wobei sich Letzterer am rechten Rand
ziemlich alleine auf weiter Flur befand, gefolgt von Werner Hésli (svp, GL; 7.6). Bei der
FDP gesellten sich Fabio Abate (TI, -0.2) und vor allem Raphaél Comte (NE; -1.6) zum
Lager der CVP, das von -2.4 (Anne Seydoux-Christe, JU) bis O (Isidor Baumann, UR)
reichte. Am rechten Rand der FDP politisierte Philipp Muller (AG, 3.4) und lag damit
nahe bei Thomas Minder (SH, 4.8), der als Parteiloser der SVP-Fraktion angehért. Von
der SP sassen mit Pascale Bruderer (AG, -5.2) , Claude Janiak (BL, -5.5), Hans Stockli
(BE, -5.6) und Daniel Jositsch (ZH, -5.6) vier im Vergleich zum Nationalrat ziemlich
gemassigte Genossinnen und Genossen in der kleinen Kammer. °

Organisation der Bundesrechtspflege

Bei der Organisation der Strafbeh6rden des Bundes beharrte der Stdnderat auf seinem
Vorschlag betreffend Aufsicht der Bundesanwaltschaft: der Bundesanwalt sei vom
Parlament zu wahlen. Ein ebenfalls vom Parlament zu wéahlendes Gremium, bestehend
aus je einem Richter des Bundesgerichts und des Bundesstrafgerichts, zwei
praktizierenden Anwaélten und drei Fachpersonen, die weder Richter noch Anwalte
sind, soll die Bundesanwaltschaft beaufsichtigen. Nachdem sich ein Minderheitsantrag
im Nationalrat 2009 noch erfolgreich gegen diesen Vorschlag durchgesetzt hatte und
die Aufsicht beim Bundesrat belassen wollte, Ubernahm die grosse Kammer den
standeréatlichen Vorschlag in der zweiten Lesung knapp mit 88 zu 81 Stimmen. Auch die
zweite Differenz wurde im Sinn des Stédnderats ausgeraumt. Eine Minderheit im
Nationalrat monierte, dass die Existenz nur einer Rechtsmittelinstanz nicht gentige. Die
Mehrheit der grossen Kammer stellte sich jedoch hinter die Meinung des Stéanderats,
dass ein Beschwerderecht genlige und ein Berufungsrecht nicht nétig sei. Der Auftrag
zur Prazisierung dieses Beschwerderechtes wurde dem Bundesrat noch im Berichtsjahr
von einer Motion Janiak (sp, BL) (10.3138) erteilt. Der entsprechende Beschluss fiel im
Standerat einstimmig. Im Nationalrat stimmte ihm nur die SVP-Fraktion nicht zu. ©
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BUNDESRATSGESCHAFT
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MARC BUHLMANN

Der Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts, die Herausgabe der Kundendossiers an
die USA im Fall UBS sei rechtswidrig gewesen, warf noch einmal hohe Wellen. Als
stossend wurde empfunden, dass das Bundesverwaltungsgericht als erstes mit dem Fall
befasstes Gremium im Amtshilfeentscheid im Fall UBS Letztentscheidungsbefugnis und
das Parlament so zu Gesetzesanpassungen gezwungen hatte. Eine Motion Janiak (sp, BL)
wollte sich diesem Problem annehmen. Der Vorstoss sah vor, dass in wichtigen Féallen
das Bundesgericht auch im Bereich des 6ffentlichen Rechts als Zweitinstanz anrufbar
sein solle. Unterstlitzt vom Bundesrat, nahm der Sténderat die Motion an. Auf Antrag
seiner Rechtskommission lehnte der Nationalrat den Vorstoss jedoch ab und zwar mit
der Begrindung, dass zuerst die Evaluation des Bundesgerichtsgesetzes abgewartet
werden soll. Zudem wurde beflirchtet, dass das bereits stark Uberlastete Bundesgericht
durch weitergezogene 6ffentlich-rechtliche Falle noch starker in Beschlag ggnommen
wurde. ™

Anfang September legte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des
Bundesgesetzes iiber das Bundesgericht vor. Die auf eine Motion Janiak (sp, BL)
zurlickgehende Anderung sieht vor, dass das Bundesgericht in Zukunft bei
Beschwerden gegen Entscheide des Bundesstrafgerichtes die Feststellung des
Sachverhaltes und die Beweisfihrung der Vorinstanz prufen darf. Bisher war das
oberste Gericht an den vom Bundesstrafgericht festgestellten Sachverhalt gebunden. In
den Raten wurde der Entwurf im Berichtjahr noch nicht debattiert.

Der Standerat wollte sich als Erstrat in der Wintersession 2014 nicht iber die Revision
des Bundesgesetzes iiber das Bundesgericht beugen und beschloss auf Antrag seiner
Kommission fir Rechtsfragen (RK), die Vorlage an den Bundesrat zurlickzuweisen. Zwar
wirde mit der Vorlage eine Verbesserung des Rechtsschutzes angestrebt, was im Sinne
der RK sei. Das Ziel des besseren Rechtsschutzes kénne aber mit einer neu zu
schaffenden Berufungsinstanz noch besser verfolgt werden. Weil eine solche Instanz
ebenfalls eine Anderung des Bundesgesetzes Uber das Bundesgericht bedingt, soll der
Bundesrat mit einer Uberarbeitung des Entwurfs beauftragt werden. Bundesratin
Simonetta Sommaruga wies zwar darauf hin, dass der vorliegende Entwurf auf eine
Motion Janiak (sp, BL) zurlickgehe und eine solche Instanz dort nicht Gegenstand
gewesen sei, sie zeigte sich aber mit der Rickweisung einverstanden. Im Nationalrat
wurde das Geschaft 2014 nicht mehr behandelt.

Im Juni 2016 kam der Bundesrat der Aufforderung der beiden Kammern nach und legte
eine Zusatzbotschaft zur Revision des Bundesgesetzes iiber das Bundesgericht vor. Die
Regierung unterbreitete zwei Vorlagen: Mit einer Anderung des
Strafbehdrdenorganisationsgesetzes  (StBOG) soll  eine  Berufungskammer am
Bundesstrafgericht eingerichtet werden. Damit soll ermdglicht werden, dass Urteile von
Vorinstanzen auch inhaltlich (tatsachlich) und nicht nur rechtlich Gberprift werden
kénnen. Zudem werden mit der ersten Vorlage auch Vizeprasidien fur alle Kammern des
Bundesstrafgerichtes eingefiihrt - eine Forderung, die auf eine 2012 Uberwiesene
parlamentarische Initiative (12.426) zurlickging. Die zweite Vorlage umfasste
Anderungen von Verordnungen, mit denen das StBOG umgesetzt und die erste Vorlage
adaptiert werden soll. Damit folgte die Regierung dem Anliegen der Réate und
insbesondere dem Vorschlag der Prasidien von Bundesstraf- und Bundesgericht. In der
standerétlichen Debatte hob Bundesratin Simonetta Sommaruga hervor, dass mit der
Vorlage das gleiche Rechtsmittelsystem geschaffen werde, wie es in den Kantonen
bereits vorherrsche. Die Kantonsvertreterinnen und -vertreter hiessen die beiden
Vorlagen denn auch einstimmig und ohne Enthaltungen gut. Der ursprungliche Entwurf
sowie die fur die Gesetzesdnderung verantwortliche Motion Janiak (sp, BL) (10.3138)
wurden gleichzeitig abgeschrieben. ™
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ANDREA DENZ

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Im Kanton Basel-Landschaft kam es zu einem Zweikampf zwischen dem Bisherigen
Claude Janiak (sp) und dem SVP-Fraktionsprasidenten Caspar Baader. Dieser wollte
nach eigenen Angaben den Linksrutsch des Standerats in der letzten Legislatur
korrigieren helfen. Der seit 2010 im Nationalrat vertretenen Elisabeth Schneider-
Schneiter, die fur die CVP antrat, wurden ob der beiden politischen Schwergewichte
lediglich Aussenseiterchancen attestiert. Mit ihrer Kandidatur wollte die CVP eine auch
von EVP, BDP und GLP unterstutzte Alternative in der Mitte bieten.

Der deutliche Sieg von Janiak, der gleich auf Anhieb bestatigt wurde, war dennoch eher
Uberraschend. Der SP-Vertreter erzielte mit 45'203 Stimmen das absolute Mehr relativ
deutlich (53,5%). Baader erhielt 24'291 Stimmen und Schneider-Schneiter lag mit 9'633
erwartet abgeschlagen auf Rang 3. Die SVP hatte auf einen zweiten Wahlgang gehofft,
um doch noch einen burgerlichen Schulterschluss zu erreichen und so den SP-Sitz
erobern zu kénnen. lhre Niederlage erklarte sie mit der fehlenden bdrgerlichen
Unterstitzung. Sowohl Baader als auch Schneider-Schneiter konnten sich mit ihrer
Wah! in den Nationalrat trosten. Die CVP-Politikerin gab denn auch an, die
Standeratswahlen vor allem als Plattform fur die Verteidigung ihres Sitzes in der grossen
Kammer benutzt zu haben. ™

Bei den Standeratswahlen im Kanton Basel-Landschaft trat Sozialdemokrat Claude
Janiak an, sein Mandat zu verteidigen. Wie schon bei den letzten und vorletzten Wahlen
waren die burgerlichen Parteien darauf erpicht, den Sitz wieder in ihre Reihen
zurtckzuholen. Mit dem Présidenten der Basellandschaftlichen Wirtschaftskammer
Christoph Buser (FDP) présentierten sie einen aussichtsreichen und bekannten
Kandidaten. Im Gegensatz zu den Nationalratswahlen im Kanton demonstrierten die
burgerlichen Parteien CVP, FDP und SVP Einheit, wenn es um die Unterstltzung des
freisinnigen Kandidaten ging. Als selbsternannte Alternative in der Mitte brachten die
Grunliberalen mit dem abtretenden Landrat Hans Furer einen weiteren Anwarter ins
Rennen. Diesem wurden zwar keine reellen Chancen eingerdumt, aber es gab durchaus
Diskussionen Uber allféllige Stimmverluste zulasten der beiden aussichtsreichen
Kandidaten. Fur eine Weile wurde auch Uber eine Kandidatur von Esther Maag
spekuliert, welche zu den neu gegriindeten Griunen-Unabhéngigen Ubergelaufen war.
Sie entschied sich schliesslich, nicht anzutreten, was aus linker Perspektive mehr als
sinnvoll erschien, da eine Kandidatur wohl einzig dem bisherigen Claude Janiak
geschadet hatte.

Fir erste Aufregung im Wahlkampf sorgte ausgerechnet der Direktor der
Handelskammer, Franz Saladin, nachdem er sich im Februar - notabene nach dem
blrgerlichen Sieg bei den kantonalen Wahlen - dem SP-Standerat Janiak gegentber
positiv und wohlwollend ausserte. Offiziell ,korrigiert™ wurde die Haltung schliesslich im
Juni, als die Handelskammer sich fir die Unterstitzung aller birgerlichen National- und
Standeratskandidierenden aussprach. Christoph Buser sorgte im Allgemeinen aber eher
fur Optimismus im eigenen Lager. Er galt als gut vernetzt und mit seinen 44 Jahren
verglichen mit seinem 67-jahrigen Gegenuber als glaubwuirdige Kraft fur .frischen
Wind®. Der gemassigt politisierende Amtsinhaber Claude Janiak konnte jedoch ohne
Zweifel auf einen breiten Ruckhalt in der Bevolkerung zahlen, hatte er doch bei
friheren Wahlen schon bewiesen, dass er weit ins burgerliche Lager Stimmen holen
kann. Dies zeigte sich auch daran, dass selbst die BDP-Delegierten sich mit einer Zwei-
Drittel-Mehrheit fur den SP-Kandidaten aussprachen. Christoph Buser musste
seinerseits gegen das Image ankampfen, zu stark mit der Uberaus machtigen Institution
Handelskammer verbandelt zu sein. Hierbei half mit Sicherheit nicht, dass die Zentrale
Arbeitsmarktkontrolle (ZAK) - welche von der Handelskammer mitbegriindet wurde -
Ende September in einen Skandal um angeblich falsch gemeldete Lohne geriet.

Mit einem deutlichen Resultat schaffte es der Sozialdemokrat Claude Janiak bereits im
ersten Wahlgang, sein Mandat zu verteidigen. Auf ihn entfielen insgesamt 42450
Stimmen, womit er die Hirde des absoluten Mehrs (40’559 Stimmen) knapp Ubertraf.
FDP-Kandidat Christop Buser musste sich mit 31317 Stimmen und einem
betrachtlichen Abstand auf seinen Konkurrenten geschlagen gegeben. Als unbedeutend
fur den Wahlausgang erwies sich die Kandidatur des GLP-Landrats Hans Furer, welcher
nur gerade 2°056 Stimmen auf sich vereinen konnte. Nach der dritten erfolgreichen
Wah!l Janiaks und der miuihelosen Wiederwahl von Anita Fetz im stédtischen
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Bruderkanton, scheint sich der Trend zu festigen, dass die Blrgerlichen sich an den
Basler Stockli-Sitzen die Zdhne ausbeissen.

Landesverteidigung

Ausriistung und Beschaffung

Nachdem die Erneuerung der Luftabwehr im Rahmen von BODLUV 2020 zunéachst
ordentlich angelaufen war, wendete sich das Blatt im Fruhjahr 2016. Aufgrund
vermehrter Kritik am RuUstungsgeschaft zog der neue Verteidigungsminister Guy
Parmelin die Notbremse und legte alle Arbeiten auf Eis. Es war ein zunachst
Uberraschender Entscheid des VBS-Vorstehers, denn geméss offizieller Begrindung
wollte man vorerst nur eine adadquate Gesamtilbersicht der Luftverteidigung erstellen
lassen. Doch es steckte mehr dahinter. Tatsachlich durfte die grosse Kritik an den ins
Auge gefassten Luftraketen-Systemen zum drastischen Schritt geflhrt haben. In
diversen Medienberichten war zu lesen, dass die Systeme die geforderten Kriterien gar
nicht erfullten. Bereits im Januar war aus Kreisen der Gruppe Giardino zu vernehmen
gewesen, dass die favorisierten Lenkwaffentypen den Anforderungen bezuglich
Flughdhe, Reichweite und Allwettertauglichkeit nicht gentigten. Damit nicht genug: Bald
stellte sich heraus, dass die in die engere Auswahl gekommenen Systeme zum Teil noch
nicht praxiserprobt waren. Die Schweiz solle sich hiten, in Ristungsgeschéften ,die
Welt neu erfinden zu wollen”, betonte Adrian Amstutz (svp, BE). Seit dem Gripen-Nein
stelle eine fehlende Praxiserprobung bei Beschaffungsvorhaben eine Hypothek dar.
Spater erweiterte Nationalrat Walter Miller (fdp, SG) die Kritik an der Beschaffung um
die Sorgen bezlglich Finanzierbarkeit und effektivem Nutzen der neuen Waffen. Miller
verwies in seiner Warnung auch auf den anstehenden Kauf neuer Kampfflugzeuge: Es
solle nicht zu viel in Flugabwehr investiert werden, um gentigend Mittel fur Jets frei
halten zu kénnen. Auch durch die SVP, namentlich durch Adrian Amstutz, wurde Unmut
bezlglich dieser Beschaffung gedussert. Erschwerend kam hinzu, dass auch die
Aufristung der Duro-Lastwagen vermehrt Missténe hervorrief.

Nachdem Parmelin die Arbeiten vorerst gestoppte hatte, musste auch er sich Kritik
anhoéren, weil er bereits friher von Ungereimtheiten gewusst haben soll. Umstritten war
zudem, dass sich nicht armasuisse selbst um die Beschaffung kimmerte, sondern ein
weiteres Unternehmen hinzugezogen worden war. Verwaltungsseitig verteidigte man
diesen Schritt mit personellen Engpéssen. Brisant war die Sache, weil die mit dem
Auftrag betraute Firma Thales Suisse ein Tochterunternehmen der in Frankreich
domizilierten Thales Group ist, die ihrerseits Radarkomponenten herstellt, die auch in
einem der Lenkwaffensysteme flr die Schweizer Armee hatten verbaut werden sollen.

Der Marschhalt aufgrund der Sistierung im Marz 2016 weitete sich weiter aus, als man
sich im Bundeshaus daflir entschied, den Generalunternehmervertrag mit Thales Suisse
SA zu kindigen. Ende April gab das VBS bekannt, dass sich Thales nicht weiter an der
Beschaffungsvorbereitung fur BODLUV beteilige. Mit diesem Schritt schien eine rasche
Abwicklung der BODLUV-Beschaffung nicht mehr wahrscheinlich. Mittel- bis langfristig
wolle man das Projekt wieder aufnehmen, hiess es in der VBS-Medienmitteilung; eine
Floskel, welche die Journalisten als ,nach 2020 interpretierten. Ende Mai zeichnete
sich dann auch tatséachlich ab, dass eine BODLUV-Beschaffung im Rustungsprogramm
2017 nicht mehr plausibel sein wirde. Stattdessen musste sich das VBS bemUhen, die
fir die BODLUV eingesetzten Ressourcen frei zu halten. Es ging um CHF 700 Mio., die
far BODLUV reserviert worden waren, jedoch vorerst keine Verwendung fanden. Die SiK
des Standerates forderte inzwischen auch, dass das VBS das vom Parlament genehmigte
Armee-Budget von CHF 5 Mia. pro Jahr auch wirklich einhalte. Weil schon beim nicht
erfolgten Gripen-Kauf sogleich nach einer alternativen Verwendung des frei
gewordenen Etats gerufen worden war, wollte die Kommission dafur sorgen, dass die
vorgesehenen Ausgaben anderweitig fir Armeezwecke genutzt werden konnten.

Auch im Palament zeigte sich eine gewisse Unruhe bezlglich BODLUV. Hans-Peter
Portmann (fdp, ZH) wollte in einer Anfrage (16.1012) vom Bundesrat wissen, was es mit
der Sistierung auf sich habe. Er flrchtete gar, dass ,Kreise mit anderer Agenda mit teils
illegalen Mitteln Beschaffungsprojektle] zum Scheitern” bringen wirden. In seiner
Antwort verwies der Bundesrat auch auf die eingeleitete Administrativuntersuchung,
von der weitere Erkenntnisse erwartet wirden. Im Mai 2016 gaben die
Geschaftspriufungskommissionen des National- und Standerats bekannt, dass sie eine
Inspektion des Sistierungsentscheids einleiteten. Dafir wurde eine Arbeitsgruppe
eingesetzt, die unter dem Vorsitz von Stéanderat Janiak (sp, BL) operierte. Der Antrag auf
diese innerparlamentarische Untersuchung stammte von Nationalrédtin Fiala (fdp, ZH),
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die selber auch in der Arbeitsgruppe beteiligt war. Ausléser war die kritische
Medienberichterstattung zum Beschaffungsprojekt. Es sollte gepruft werden, ob der
Sistierungsentscheid zweckmassig war. "

Anfang 2017 dusserte sich die GPK wieder zum Rustungsgeschaft BODLUV 2020. Anders
als der externe Untersuchungsbeauftragte beurteilte die GPK den nunmehr beinahe ein
Jahr zurlckliegenden Sistierungsentscheid des Verteidigungsministers als nicht
nachvollziehbar, sowohl sachlich, als auch politisch. Die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier sahen das Geschéaft zum Zeitpunkt der Sistierung als ,auf Kurs” an und
erkléarten, die Evaluation der Waffensysteme sei weit fortgeschritten gewesen.
Nachdem die Arbeitsgruppe der GPK diverse involvierte Personen angehoért hatte,
darunter Bundesrat Parmelin, Projektmitarbeitende aus dem VBS sowie auch den
RuUstungschef, kam sie zum Schluss, dass Parmelin aus nicht nachvollziehbaren Griinden
die Reissleine gezogen habe. Scheinbar habe es beim VBS-Vorsteher einen
Informationsmangel und ein Vertrauensproblem gegeben. Dass dieser damals erst seit
Kurzem im Amt gewesen war, liess die GPK nicht als Entschuldigung gelten. Aus ihrer
Medienmitteilung schimmerte jedoch auch Verstdndnis durch, da eine Sistierung
gegebenenfalls im Sommer 2016 héatte angemessen sein kénnen, nachdem mehr
Parameter (insbesondere ein Typenentscheid und genauere Kostenabschétzungen)
vorgelegen hatten. Insofern wurde der Entscheid im Mérz als problematisch bezeichnet.
Gut CHF 20 Mio. seien durch die bereits getatigten Arbeiten ausgegeben worden.
Schliesslich forderte die GPK den Bundesrat auf, die Evaluation fur BODLUV 2020 rasch
wiederaufzunehmen. Darlber hinaus verlangte die GPK einen Bericht, indem aufgezeigt
werden sollte, wie Departementsvorstehende kinftig bei Verfahrensentscheiden
vorgehen sollen, um kostspielige Entscheide zu verhindern. Mit 9 zu einer Stimme
wurde der Inspektionsbericht von der GPK-SR gutgeheissen, mit 11 zu 9 Stimmen
segnete ihn die GPK-NR ab.

Bundesrat Parmelin erntete daraufhin in der Presse Kritik, vor allem die bereits
aufgewendeten finanziellen Mittel wurden von den Medienschaffenden kritisiert. Als
~einsamen Fehlentscheid” sah der Tages-Anzeiger die Sistierung, als ,Soloténzer” wurde
Parmelin in der NZZ bezeichnet und der Corriere del Ticino sah in der Schelte der GPK
einen ,Rutenschlag auf Parmelins Finger”. Thematisiert und bisweilen kritisiert worden
war jedoch auch die GPK, die es ihrer Minderheit - immerhin 10 GPK-Mitglieder lehnten
den Schlussbericht ab - untersagte, ihre Meinung zu dussern. Dort gab es offenbar
einen Zwist zwischen Armeegegnern und -beflirwortern - einige kénnten ,halt nicht
zwischen Evaluation und Beschaffung unterscheiden”, wurde Arbeitsgruppen-Prasident
Janiak (sp, BL) in der NZZ zitiert. Parmelin, beziehungsweise der Gesamtbundesrat,
wollte sich zu den Ausflhrungen der GPK noch nicht dussern. ™

Drei Monate nach der GPK-internen Aufarbeitung der BODLUV-Angelegenheit nahm der
Bundesrat Stellung zum Inspektionsbericht der Geschéaftsprifungskommissionen. Zwei
Forderungen standen im Raum, einerseits die Wiederaufnahme der Vorevaluation
durch die Firma Thales Schweiz und andererseits die Ausarbeitung eines Berichts
hinsichtlich Verfahrensentscheide innerhalb der Bundesverwaltung. Die Regierung
nahm die Empfehlungen zur Kenntnis, stellte aber auch klar, dass die BODLUV-
Evaluation mit den gleichen Varianten nicht wieder aufgenommen werden wurde,
zumindest nicht ,rasch”. Ausschlaggebend seien die unsicheren Kostenfolgen -
dahingehend beharrte der Bundesrat darauf, dass der Sistierungsentscheid vertretbar
gewesen sei. Daneben gebe es die grosse Kampfjet-Beschaffung, die Anfang 2016
wieder ins Rollen gebracht worden sei und die vorerst in einen Grundlagenbericht zur
Evaluation und Beschaffung neuer Jets minden werde. Darin werde die Situation flr
die Boden-Luft-Abwehr ebenfalls analysiert und es werde darauf basierend
entschieden, ob und wie BODLUV wieder aufgenommen werden kénne. Diesen Bericht
erwartete der Bundesrat im Frihjahr 2017.

Bezuglich Informationskultur und der Abwicklung von Entscheidungsprozessen hielt
sich die Regierung nicht lange auf. .Regierungsmitgliedler mussen] flhren und
entscheiden”, liess der Bundesrat verlauten. Er sprach sich gegen technokratische
Automatismen aus und stellte klar, dass der VBS-Vorsteher stets fur Fragen und
Anregungen zur Verfugung stehe. Ob der Bundesrat tatsachlich noch einen
ausfuhrlicheren Bericht dazu erstellen lassen wiuirde, blieb zum Zeitpunkt seiner
Presseorientierung noch offen.

Die Medien goutierten die bundesratlichen Erklarungen nicht und schrieben tber ein
~lgnorieren der Empfehlungen” der GPK (NZZ), von einem ,Wohlfihlklima im Bundesrat”
(Tages-Anzeiger) und von ,kollegialer Schitzenhilfe” (BZ). Die gewichtigen Vorwurfe der
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GPK seien quasi unter den Tisch gewischt worden. Arbeitsgruppen-Prasident Janiak (sp,
BL) mutmasste in der BZ, dass das Schweigen der Regierung wohl darauf hindeute, dass
die GPK ,mit [ihren] Schlussfolgerungen recht” gehabt habe. Uberrascht zeigte er sich
darlber, dass die aufgeworfenen Kritikpunkte vom Bundesrat nicht berlcksichtigt
worden seien.

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Gesellschaftsrecht

Der Standerat Gberwies im Einverstdndnis mit dem Bundesrat eine Motion Janiak (sp,
BL) fur eine Verldngerung der gegenwartig recht kurzen Verjahrungsfristen fiir
Wirtschaftsdelikte im Strafrecht. Begrindet wurde der Vorstoss damit, dass in diesem
Bereich die Ermittlungsverfahren vor allem bei Delikten im internationale Umfeld oft
derart kompliziert sind, dass auf eine Klageerd6ffnung wegen Ablaufens der Frist
verzichtet werden muss. *°

Mit der Annahme der Motion Janiak (sp, BL) fur verldngerte Verjahrungsfristen bei
Wirtschaftsdelikten auch durch den Nationalrat wurde diese an den Bundesrat
Uberwiesen. Die grosse Kammer folgte hier diskussionslos ihrer Kommission. ?

Geld, Wahrung und Kredit
Versicherungen

Claude Janiak (sp, BL) reichte im Berichtsjahr 2014 eine Motion bezlglich
obligatorischer Haftpflichtversicherungen ein. Der Vorstoss forderte die
Vereinheitlichung des Schutzniveaus in allen obligatorischen Haftpflichtversicherungen
nach dem Vorbild der Motorfahrzeughaftpflichtversicherung. Zudem forderte der
Motionar die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage zur Regulierung von
Massenkollisionen im Strassenverkehr und regte an, die Einfuhrung einer
obligatorischen Privathaftpflichtversicherung fir Personenschaden zu prifen. Mit der
Vereinheitlichung des Schutzniveaus in allen obligatorischen Haftpflichtversicherungen
kénnten die derzeit glltigen Regeln, die .Uber die gesamte Rechtsordnung verstreut™
(Janiak) wéren, zusammengefihrt werden. Bezlglich Regulierung der Massenkollisionen
verwies der Motionér auf eine bestehende, privatwirtschaftliche Vereinbarung zwischen
den Versicherern, wonach bei Massenkarambolagen die Schéaden von Personen,
entgegen der eigentlichen Bestimmung einer Haftpflichtversicherung, von der
Haftpflichtversicherung des Fahrzeugs getragen wurden, in dem die Personen sassen
(,First Party Insurance" statt ,Third Party Insurance"). Eine solche privatwirtschaftliche
Regelung war nur soweit zuléssig, als dass sie nicht zu einer Beeintrachtigung der
Rechtsstellung der Geschéadigten fuhrte, weshalb der Motionédr einen gesetzlichen
Systemwechsel vorschlug. Den Vorschlag einer gesetzlichen
Privathaftpflichtversicherung fir Personenschaden begrindete Janiak mit den
gestiegenen Freizeitrisiken (er verwies mitunter auf Skiunfélle). Der Standerat
unterstlitze das Begehren und nahm den Vorstoss ohne Gegenantrag an. Die Grosse
Kammer beriet das Geschaft in der Wintersession 2014. Christa Markwalder (fdp, BE),
selbst Mitarbeiterin einer Privatversicherung, setzte sich gegen den Vorstoss ein. Sie
erachtete die EinfUhrung eines einheitlichen Schutzniveaus bei allen gesetzlichen
Haftpflichtversicherungen als nicht vereinbar mit einer angemessenen Risikoanalyse.
Das Schutzbedurfnis variiere je nach Art der Schadigung, weshalb der Vorstoss zu weit
gehe. Zudem sei eine obligatorische Privathaftpflichtversicherung flir Personenschaden
nicht gesetzlich vorzuschreiben, weil sich 90 Prozent der Bevdlkerung freiwillig gegen
entsprechende Anspriche versichert hatten. Bundesratin Widmer-Schlumpf erklarte,
dass der Bundesrat das Anliegen der Motion in die (in Uberarbeitung stehende) Revision
des Versicherungsvertragsgesetzes integrieren wolle und beantragte deren Annahme.
Die burgerliche Ratsmehrheit folgte jedoch der Argumentation Markwalder und lehnte
den Vorstoss Janiak mit 117 zu 64 Stimmen bei 1 Enthaltung ab. ?*
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NIKLAUS BIERI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

Nachdem der Standerat den Bundesbeschluss Uber Finanzierung und Ausbau der
Eisenbahninfrastruktur FABI im Dezember 2012 um mehrere Ausbauprojekte ergénzt
und mittels eines zuséatzlichen Mehrwertsteuerpromilles auf CHF 6,4 Mrd. aufgestockt
hatte, kam das Geschaft im Juni des Berichtjahres in den Nationalrat. Umstritten war
vor allem der plafonierte Fahrkostenabzug. Der Mehrheitsantrag wollte dem
standerétlichen Vorschlag von einem Pauschalabzug von CHF 3'000 zustimmen. Eine
Minderheit Candinas (cvp, GR) wollte den Fahrkostenabzug dem Preis eines 2.-Klass-
Generalabonnements gleichsetzen. Eine Minderheit Quadri (lega, TI) lehnte eine
Plafonierung des Fahrkostenabzugs generell ab, da sie jene benachteilige, die auf das
Auto angewiesen seien. Eine Minderheit Grossen (glp, BE) forderte dagegen eine
komplette Abschaffung des Fahrkostenabzugs, da dies ein falscher Anreiz des Staates
sei. Ein Antrag Daniel Fassler (cvp, Al) verlangte einen Maximalbetrag von zehntausend
Franken, wahrend die ersten zweitausend nicht abzugsberechtigt waren. Alle
Minderheits- und Einzelantréage konnten in der Abstimmung nicht gegen den
Mehrheitsantrag bestehen. Eine Minderheit Huber (fdp, UR) versuchte erfolglos, die
vom Standerat aufgenommene Mehrwertsteuer-Erhdhung zu verhindern. Der
Nationalrat folgte dem Mehrheitsantrag fir Bestatigung der Anderung der kleinen
Kammer mit 125 zu 65 Stimmen. Bei der Vorlage zum Bundesgesetz Uber die
Finanzierung und den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur nahm der Nationalrat mit 124
zu 65 Stimmen den Antrag Fluri (fdp, SO) an, welcher forderte, dass ab 2019 die Hélfte
der gesprochenen Mitteln aus Schwerverkehrsabgabe und zweckgebundener
Verbrauchssteuer bis zur vollstandigen Riickzahlung der Bevorschussung zur Verzinsung
und Ruckzahlung verwendet werden. Zum Ausbauschritt 2025 gab es im Nationalrat
drei Antrédge: Eine Minderheit Quadri (lega, TI) forderte die Aufnahme von
Planungsarbeiten zur Umfahrung von Bellinzona. Eine Minderheit Huber (fdp, UR) wollte
den urspringlichen, deutlich kleineren Ausbauschritt des Bundesrates jenem des
Sténderates vorziehen. Eine Minderheit Hurter (svp, SH) bat darum, die Elektrifizierung
und den Ausbau der Hochrheinbahn in den ersten Ausbauschritt aufzunehmen. Der
Nationalrat folgte allerdings in allen Abstimmungen deutlich der Kommissionsmehrheit,
welche die Vorlage des Stdnderates Ubernehmen wollte. Ein Antrag Fluri (fdp, SO),
welcher eine Verknilpfung aller Teile des FABI-Geschéafts verlangte, damit keine
Unsicherheiten bezlglich der Referendumsfrist auftreten kénnen, wurde vom Rat mit
142 zu 36 Stimmen angenommen. Beim Bundesbeschluss Gber den Verpflichtungskredit
fir den Ausbauschritt 2025 zog der Rat den Mehrheitsantrag (Zustimmung zum
Beschluss des Stédnderates) dem Minderheitsantrag Huber (fdp, UR; Zustimmung zum
Entwurf des Bundesrates) mit 142 zu 41 Stimmen vor. Einer Minderheit Thomas Hurter
(svp, SH) gelang es, den Ausbau der Hochrheinbahn durch die Hintertiire einzubringen:
Der Nationalrat stimmte der von der Minderheit Hurter beantragten Anderung des
Bundesbeschlusses vom 8. Marz 2005 Uber den Verpflichtungskredit fir die erste Phase
des HGV-Anschlusses mit 102 zu 82 Stimmen zu, erhdhte dort nachtraglich den Kredit
um CHF 100 Mio. auf CHF 1'190 Mio. und fuhrte die Verbindung Schaffhausen-Basel im
Bundesbeschluss auf. Mehrere Minderheitsantrage fanden keine Zustimmung, darunter
etwa der Antrag Regazzi (cvp, TI), welcher auch die Seilbahnen und den
Schienenguterverkehr in die langfristige Angebots- und Infrastrukturentwicklung
einbeziehen wollte, der Antrag Huber (fdp, UR), welcher eine Befristung des
Bahninfrastrukturfonds bis 2030 beabsichtigte oder der Antrag Quadri (lega, TI),
welcher ein Mitspracherecht der Gemeinden in Artikel 48b und 48d des
Eisenbahngesetzes festschreiben wollte. Keine Zustimmung fand auch die Minderheit I
Candinas (cvp, GR), welche wie der Stédnderat die finanzielle Beteiligung der Kantone
Uber die Zustandigkeit fur die Publikumsanlagen regeln  wollte. Die
Finanzdirektorenkonferenz der Kantone hatte sich explizit fur diese Losung
ausgesprochen und Bundes- und Standerat unterstitzten diese Regelung. Der Antrag
Candinas wurde mit 142 zu 41 Stimmen verworfen. Der Nationalrat nahm alle Entwdirfe
in den Gesamtabstimmungen deutlich an, worauf die Vorlage zur Differenzbereinigung
zuruck an den Standerat ging. In der kleinen Kammer sorgten nur zwei Differenzen fur
Diskussionen: Zum Einen die Kantonsbeteiligung an der Finanzierung, welche gemass
Nationalrat pauschal Uber die Bestellungen an den Regionalverkehr aufgeschlisselt
werden sollte, zum Anderen die Anderung des HGV-Anschluss-Gesetzes zwecks
Aufnahme und Finanzierung der Elektrifizierung der Hochrheinstrecke. Die
Verkehrskommission des Stédnderates beantragte bei der Kantonsbeteiligung die
Zustimmung zum Entwurf des Nationalrates. Ein Einzelantrag Engler (cvp, GR) forderte
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Festhalten am bundesratlichen Vorschlag der Finanzierungsbeteiligung der Kantone via
die Publikumsanlagen. Diese Losung wurde nun entgegen der ersten Debatte als
kompliziert und unzweckméssig bezeichnet, zudem wurde das Risiko betont, dass
kleine und finanzschwache Kantone mit der Sanierung von grossen Bahnhofen
Uberfordert waren. Der Stédnderat schwenkte mit 32 zu 8 Stimmen auf die Linie des
Nationalrates ein. Wahrend die Standesvertreter von Basel-Stadt, Basel-Landschaft und
Schaffhausen fiir die vom Nationalrat aufgenommene Anderung des HGV-Anschluss-
Gesetzes zur Elektrifizierung der Hochrheinstrecke argumentierten, mahnten kritische
Stimmen, dass das Projekt der Hochrheinbahn ein Ad-hoc-Projekt sei und keine
grundsatzliche Prufung durchlaufen habe wie die anderen Projekte, welche als
Ausbauprojekte in FABI aufgenommen worden seien. Auch solle eine Investition auf
deutschem Boden mittels Staatsvertrag geregelt werden. Der Stédnderat entschied mit
32 zu 5 Stimmen gegen die Minderheit Janiak (sp, BL), welche Zustimmung zum
Nationalrat beantragt hatte. Diese letzte Differenz wurde im Nationalrat am 17.Juni
verhandelt. Eine Mehrheit der Kommission forderte die Zustimmung zum Standerat.
Eine Minderheit Thomas Hurter (svp, SH) forderte Festhalten an der Anderung des HGV-
Anschluss-Gesetzes. Hurter zog seinen Minderheitenantrag allerdings zurlck, da sein
Postulat bezlglich der Hochrheinbahn in der Kommission auf grossmehrheitliche
Zustimmung gestossen war. Der Nationalrat schwenkte damit geméass Mehrheitsantrag
auf die Linie des Standerates ein und réumte die letzte Differenz zu diesem aus. In den
Schlussabstimmungen im Juni nahm der Standerat die Vorlagen einstimmig an. Fast
zeitgleich folgte der Nationalrat der kleinen Kammer und fihrte damit die Vorlage gegen
die Nein-Stimmen einer Mehrheit der SVP-Fraktion zum Abschluss. Die Volksinitiative
JFur den offentlichen Verkehr" wurde in der Folge zurlickgezogen. Uber die FABI
Vorlage wird im Februar 2014 an den Urnen befunden.

Strassenverkehr

Im Méarz 2014 nahm der Standerat als Erstrat die Beratung tber die Anderung des
Bundesgesetzes Uber den Strassentransitverkehr im Alpengebiet (Sanierung Gotthard-
Strassentunnel) auf. Die Kommission fir Verkehr und Fernmeldewesen der kleinen
Kammer (KVF-SR) empfahl dem Plenum mit 7 gegen 6 Stimmen, auf die Vorlage
einzutreten und ohne Anderung zuzustimmen. Eine Minderheit Stadler (glp, UR)
beantragte Nichteintreten, eine Minderheit | Janiak (sp, BL) forderte die Riickweisung
an den Bundesrat mit dem Auftrag, die Vereinbarkeit mit dem Landverkehrsabkommen
sowie die Verfassungsmassigkeit vertieft zu prifen. Eine Minderheit Il Graber (cvp, LU)
verlangte die Ruckweisung an den Bundesrat, damit dieser aufzeige, wie die
Forderungen der Zentralschweizer Regierungskonferenz in der Vorlage erfullt werden.
Eine Minderheit Il Graber (cvp, LU) beantragte schliesslich die Riickweisung an den
Bundesrat mit dem Auftrag, ein Programm vorzulegen, welches aufzeigt, welche
Strassenbauprojekte wegen der zweiten Réhre entfallen bzw. verzégert werden und wie
die Mehrkosten aus dem Unterhalt der zusétzlichen Réhre finanziert werden. In seinem
Votum fir den Antrag der Kommissionsminderheit nahm Standerat Markus Stadler
Bezug auf die wichtigsten Argumente der Kommissionsmehrheit. Im Gegensatz zur
Darstellung der Mehrheit werde das Tessin wahrend der Sanierung nicht abgeschnitten:
Der neue Gotthard-Basistunnel sei bis dahin in Betrieb und neben dem Gotthard
flhrten auch noch andere Péasse in den Norden. Zudem wére es moglich, den Tunnel in
den Sommermonaten zu 6ffnen. Die Verkehrssicherheit werde durch eine zweite Réhre
nur in den Réhren erhéht, auf den Zufahrtsstrecken erhdhe sich daflr das Unfallrisiko
durch erwarteten Mehrverkehr. Die Sicherheit lasse sich mit einfachen Massnahmen
sehr viel glinstiger und effizienter steigern: Beispielsweise kénnte der Mindestabstand
zwischen Lastwagen erhoht oder die Hochstgeschwindigkeit gesenkt werden. Stadler
betonte zudem den Widerspruch der Vorlage mit dem Alpenschutzartikel. Weitere
Rednerinnen und Redner sorgten fir eine ausgesprochen lange Eintretensdebatte. Mit
25 gegen 16 Stimmen trat die kleine Kammer schliesslich auf die Vorlage ein und lehnte
samtliche Minderheitenantrage ab. In der Gesamtabstimmung stimmte der Standerat
der Vorlage ebenfalls mit 25 gegen 16 Stimmen zu. Der Nationalrat debattierte in der
Herbstsession Uber die Vorlage. Neben dem Minderheitenantrag Rytz (gps, BE) auf
Nichteintreten waren weitere Minderheitsantrage gestellt worden: Minderheit | Graf-
Litscher (sp, TG) forderte die Rlckweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag,
Verfassungsmassigkeit sowie Vereinbarkeit mit dem Landverkehrsabkommen vertieft zu
klaren. Die Minderheit Il Graf-Litscher (sp, TG) verlangte die Rickweisung an den
Bundesrat verbunden mit der Aufgabe, ein Verzichts-, Verzégerungs- und
Finanzierungsprogramm vorzulegen. Die Minderheit Ill Grossen (glp, BE) beantragte die
Rickweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, in Artikel 84 Absatz 3 der
Bundesverfassung ergénzend festzuhalten, dass die Benutzung zuséatzlicher Fahrspuren

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.98 - 01.01.18

1



MOTION
DATUM: 23.09.2015
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 08.03.2016
NIKLAUS BIERI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 20.03.2009
NICOLAS FREYMOND

pro Richtung auf Transitachsen im Alpengebiet verboten ist. Minderheit IV Nordmann
(sp, VD) wollte die Ruckweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag verbinden, dem
Parlament eine Sanierung ohne zweite Roéhre dafur mit zeitlich umfassendem
Bahnverlad von Strassenfahrzeugen zu unterbreiten. Nach langer Debatte zeigten sich
sowohl in der Abstimmung Uber Eintreten wie auch in den Abstimmungen Uber die
Ruckweisungsantrage klare Graben entlang der Parteilinien: Die Fraktionen von SP,
Grinen und Grinliberalen stimmten geschlossen fir Nichteintreten und fur die
Ruckweisungsantrage, wahrend die Fraktionen von SVP, FDP, CVP und BDP (bis auf 2
Stimmen) geschlossen fir die bundesratliche Vorlage eintraten. In der
Schlussabstimmung vom 26. September 2014 nahm der Nationalrat die Vorlage mit 120
gegen 76 Stimmen an, der Standerat mit 28 zu 17 Stimmen. Der Verein .Nein zur 2.
Gotthardrohre™, welchem neben SP, Grinen, Grinliberalen auch EVP und CSP sowie
Uber 40 weitere national oder regional tatige Organisationen angehoéren, ergriff das
Referendum. Bereits im Dezember und somit noch vor Ablauf der Referendumsfrist am
156.1.2015 liess der Verein verlauten, die notwendigen 50'000 Unterschriften seien
beglaubigt, dartber hinaus seien noch einmal so viele zuséatzliche Unterschriften
zusammengekommen. %

Mit einer im Juni 2015 eingereichten Motion verlangte Standerat Janiak (sp, BL), dass
alle grenznahen auslandischen Umlade-Terminals des kombinierten Verkehrs von der
LSVA-Riickerstattungsberechtigung auszuschliessen seien. Hintergrund dieser
Forderung ist eine seit dem 1. Januar 2008 gultige Weisung der Eidgendssischen
Zollverwaltung, welche Fahrten ab dem Terminal der Deutschen Umschlaggesellschaft
Schiene-Strasse (Duss) in Weil am Rhein eine LSVA-Rickerstattungsberechtigung
zugesteht. Diese Weisung unterlaufe - so die Begrundung des Motionars - die
erwlinschte Verkehrsverlagerung, indem Strassentransporte finanziell beglnstigt
wirden. Der Bundesrat stimmte dem Anliegen zu und beantragte die Annahme der
Motion. Der Standerat folgte diesem Antrag im September 2015 diskussionslos. °

Die vom Standerat 2015 angenommene Motion Janiak (sp, BL) zur LSVA-
Riickerstattungsberechtigung grenznaher ausldndischer Terminals des kombinierten
Verkehrs wurde 2016 im Nationalrat debattiert. Die KVF-NR kam im Vorfeld der
Ratsdebatte zum Schluss, die von der Motion geforderte Ausschliessung grenznaher
auslandischer Umladeterminals von der LSVA-Rlckerstattung behindere den
Wettbewerb und verunsichere die Branche. Die Kommissionsmehrheit beantragte
deshalb die Ablehnung der Motion. Eine Minderheit Rytz (gp, BE) stimmte dem Motionar
hingegen zu. Mit 118 gegen 68 Stimmen (keine Enthaltungen) lehnte die grosse Kammer
die Motion nach angeregter Diskussion ab. ?

Eisenbahn

Lors de la session de printemps, les chambres se sont attelées a I’élimination des
divergences concernant la vue d’ensemble du fonds destiné a la réalisation des projets
d’infrastructure des transports publics (FTP) et le futur développement de
I'infrastructure ferroviaire (ZEB). Sur proposition de sa commission des transports
(CTT-CE), le Conseil des Etats s’est rallié au Conseil national sur 'ensemble des points
de désaccords, jugés mineurs par rapport a I'importance globale du projet, relatifs a la
loi sur le développement de I'infrastructure ferroviaire (LDIF), non sans avoir écarté de
justesse, par 22 voix contre 20, une proposition Janiak (ps, BL) visant a prioriser la
réalisation de certains projets (comme les tunnels du Zimmerberg I, du Wisenberg et
du Brutten). Les sénateurs ont en outre suivi sans discussion la chambre du peuple
s'agissant de l'ordonnance portant réglement du fonds pour les grands projets
ferroviaires. Le désaccord est cependant demeuré absolu au sujet de la réduction du
financement des mesures antibruit et le projet d’arrété fédéral a donc été liquidé suite
au second refus d’entrer en matiere du Conseil national. En votation finale, les deux
chambres ont approuvé a I'unanimité la LDIF et seuls 14 conseillers nationaux ont rejeté
|'ordonnance. Suite a 'adoption, le Conseil des Etats a rejeté tacitement les motions
Leutenegger-Oberholzer (ps, BL) (07.3492) et Wehrli (pdc, SZ) (07.3495) approuvées par
le Conseil national en 2007, estimant que leurs objectifs respectifs étaient remplis. 7
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Les chambres ont adopté une motion du sénateur Claude Janiak (ps, BL) chargeant le
Conseil fédéral d'allonger de cing ans les délais pour la réalisation du raccordement de
I"aéroport de Bale-Mulhouse au réseau ferroviaire. Ce projet est censé bénéficier du
soutien de la Confédération pour un montant de CHF 25 millions au titre de la premiére
phase du raccordement aux lignes a grande vitesse a condition toutefois que les travaux
débutent d’ici a fin 2010 et s’achévent au plus tard en 2015. Or, en raison du statut
trinational de I'aéroport, I'élaboration du projet s’est avérée trés complexe, exigeant
notamment de longues négociations entre les partenaires des trois pays, de telle sorte
que les travaux ne peuvent débuter en 2010. Si I'arrété fédéral voté en 2005 laissait au
gouvernement la possibilité de proroger ces délais, la motion transmise par les
chambres I'y oblige.

Eine im Mai im Stédnderat eingereichte Motion Janiak (sp, BL) fordert vom Bundesrat
Massnahmen zur und Ausnahmen von der bestehenden Trassenprioritatsordnung im
Eisenbahngesetz. Den Interessen des Schienenglterverkehrs soll so mehr Achtung
zukommen. Der Bundesrat verwies auf laufende Bemuihungen und beantragte die
Annahme der Motion. Stande- und Nationalrat tiberwiesen das Geschaft Ende Jahr. %

Schiffahrt

Les chambres ont débattu de I'opportunité d’instituer un cofinancement par la
Confédération de l'infrastructure portuaire sur le Rhin a I'occasion du traitement
d’'une motion du sénateur Claude Janiak (ps, BL). Chargée de I'examen préalable de
cette proposition, la CTT-CE a rappelé I'importance des ports du Rhin pour I'économie
suisse et relevé I'adéquation de I'objectif visé avec la stratégie énoncée par le Conseil
fédéral dans le rapport sur la politique de la navigation publié I'année précédente.
Méme s'il lui a semblé peu judicieux de soutenir financierement des entreprises de
navigation et des entreprises portuaires actuellement rentables, elle a invité les
sénateurs a adopter la motion afin de créer la base |égale nécessaire a une intervention
de I'Etat au cas ou la compétitivité des infrastructures portuaires rhénanes serait
menacée. Les sénateurs ont suivi leur commission & I'unanimité. A I'inverse, la CTT-CN a
jugé inutile de modifier la législation, dans la mesure ou les entreprises concernées
couvrent leurs colts. En dépit du soutien des groupes socialiste et écologiste, la
chambre basse a rejeté la motion, par 95 voix contre 65. *°

Post und Telekommunikation

Nachdem der Standerat 2009 ein Postulat Janiak (sp, BL) (09.3074) zur Uberpriifung der
Frequenzreserven fiir Radio und TV auf Basis des Radio- und Fernseh- sowie des
Fernmeldegesetzes noch abgelehnt hatte, Uberwies der Nationalrat mit 116 zu 45
Stimmen im Marz des Berichtsjahrs den gleichlautenden Vorstoss Leutenegger (fdp,
ZH). Der Bundesrat wies vergeblich darauf hin, dass eine Uberprifung des UKW-
Frequenzbereichs und der Mdglichkeiten des DAB+-Sendernetzes bereits
stattgefunden hatten. (Zum Konzessionierungsverfahren von 2009 siehe hier.) *'

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
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Gesundheitspolitik

Die von der BDP in ihrer Motion geforderte Aufhebung der veralteten und
diskriminierenden Beschrankungen fir schwule Blutspender war in der Wintersession
2017 im Sténderat traktandiert. Nachdem die grosse Kammer im Friahjahr der Motion
grunes Licht gegeben hatte, stellte die SGK des Standerates die Ampel mindestens auf
orange, als sie Ende Oktober ihrem Rat die Ablehnung der Motion empfahl. Die
Kommission folgte damit dem Antrag der Regierung. Die Regelungen zur Zulassung von
Spenderinnen und Spendern zur Blutabgabe zielten auf den Schutz der Patientinnen
und Patienten, die eine Transfusion empfangen wirden. Es seien bereits
begrissenswerte Anpassungen vorgenommen worden, indem homosexuelle Ménner
nicht mehr systematisch ausgeschlossen wdirden, erklarte die SGK-SR. Anders
positionierte sich die mit Liliane Maury Pasquier (sp, GE) zwar nur aus einer Stimme
bestehende Kommissionsminderheit. Ihrer Ansicht nach bestehe eine Diskriminierung
aufgrund der sexuellen Orientierung fort, wenn die Kriterien nicht geandert warden.

Im Plenum gab es eine kurze Debatte dazu. Fur die Kommission sprach ihr Prasident
Graber (cvp, LU), der die Haltung vertrat, dass die Ausschlusskriterien das
Risikoverhalten der Spendenden ins Zentrum stellten und nicht deren sexuelle
Orientierung. Freilich war Maury Pasquier anderer Meinung: Gerade Manner, die in
einer stabilen homosexuellen Beziehung lebten, wirden durch die Regelung
diskriminiert. Bestatigung erhielt sie von Ratskollege Janiak (sp, BL), der seit Jahren in
einer eingetragenen homosexuellen Partnerschaft lebt und - er habe es versucht - von
der Blutspende bis anhin ausgeschlossen wurde. Es sei ,absurd”, dass spendewillige
homosexuelle Manner abgelehnt wirden. Ohnehin werde jede einzelne Spende getestet
und es sei unwahrscheinlich, dass das alleinige Ausflllen eines Fragebogens
Risikofaktoren bei anderen Spenderinnen und Spendern ausschliesse. Bundesrat Berset
erkléarte in seiner Ansprache, dass der Bundesrat zwar die Ablehnung der Motion
beantrage, gleichzeitig aber Uber eine grosse Bereitschaft verflige, eine weitere
Offnung der Kriterien zu erzielen. Im Zentrum stehe immer die Sicherheit der
Empfangerinnen und Empféanger von Transfusionen und dort hinzielend sei eben auch
die Gesetzgebung ausgerichtet. Es war dann die Gesamtabstimmung, mit der die Ampel
schliesslich auf rot gestellt wurde: Das Ratsplenum entschied sich mit 22 zu 17 Stimmen
gegen die Motion, mit der noch keine neue Anpassung weiterverfolgt worden ware.

Der Entscheid sorgte fir méassige mediale Resonanz, wobei jedoch allen voran der
Dachverband der Schwulenorganisationen Pink Cross deutliche Worte fand. Es handle
sich um eine veraltete und diskriminierende Regelung, die damit noch aufrecht
erhalten bleibe. Der Bundesrat stehe in der Pflicht, hier weiter zu moderieren und bei
den entscheidenden Akteuren zu intervenieren. Insofern verlangte Pink Cross auch die
Streichung der Frage zur sexuellen Orientierung aus den Fragebdgen im Vorfeld der
Blutspende. *

Suchtmittel

Im Juli lancierte ein Komitee ,Pro Jugendschutz - gegen Drogenkriminalitat™ die
Volksinitiative .Fur eine verninftige Hanf-Politik mit wirksamem Jugendschutz®. Diese
~Hanfinitiative™ verlangt die Straffreiheit fir den Konsum, Besitz und Erwerb von
psychoaktivem Hanf zum Eigenbedarf sowie eine staatliche Kontrolle von Anbau und
Handel. Letzteres konnte in Konflikt stehen mit einer UNO-Vereinbarung, die seit 1970
auch fur die Schweiz gilt. Der Entwurf zur BetMG-Revision hatte ebenfalls ein
behordliches Toleranzregime fur Anbau und Handel vorgesehen, dieses aber mit einer
Kann-Formulierung versehen, was jederzeit eine Aufhebung ermdglicht hatte. Trotz
dieser volkerrechtlichen Unklarheit nahmen im Initiativkomitee neben Vertretern der
SP - Cavalli (TI), Fetz (BS), Garbani (NE), Janiak (BL) und Wyss (BE) - und der Griinen
(Lang, ZG und Mdller, AG)- auch Abgeordnete aus den burgerlichen
Bundesratsparteien - Kleiner (AR), Markwalder-Bér (BE) und Noser (ZH) fir die FDP
sowie Frick (SZ) und Maissen (GR) fur die CVP - bis hin zur SVP (Jenny, GL) Einsitz. %
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Soziale Gruppen
Familienpolitik

Der Bundesrat war bereit, zwei Motionen Janiak (sp, BL) entgegenzunehmen, die ihn
beauftragen, das Eheverbot flr Stiefverhaltnisse aufzuheben, und das Verfahren der
Scheidung bei Teileinigung bundesrechtlich zu regeln, worauf sie der Nationalrat
Uberwies. Eine weitere Motion Janiak, die forderte, die Regelung, wonach die
Scheidung einer Ehe aus Grinden der Unzumutbarkeit vor Ablauf der vierjahrigen Frist
verlangt werden kann, sei durch die Auffihrung von schwerwiegenden Grinden zu
konkretisieren und zu prazisieren, wurde auf Antrag des Bundesrates nur als Postulat
angenommen. **

Bei der Beratung des Partnerschaftsgesetzes (siehe unten) wurde im Stdnderat bei den
Anderungen bisherigen Rechts und auf Antrag der Rechtskommission eine von beiden
Raten gutgeheissene Motion von Nationalrat Janiak (sp, BL) umgesetzt, die eine
Aufhebung des Eheverbots fiir Stiefverhdltnisse im ZGB verlangte, da sonst eine
Ungleichbehandlung entstanden wéare, weil im neuen Partnerschaftsgesetz
Stiefverhéltnisse nicht ausgeschlossen sind. Leumann (fdp, ZH) beantragte, die
Bestimmung hier zu streichen, um die Vorlage angesichts des drohenden Referendums
nicht zu Uberladen, unterlag aber mit 16 zu 11 Stimmen. Der Nationalrat stimmte
diskussionslos zu. *°

Kinder- und Jugendpolitik

Nationalrat Janiak (sp, BL) verlangte in einer Motion den Erlass eines Rahmengesetzes,
das Bund und Kantone auf eine umfassende Jugendférderungspolitik verpflichtet;
zudem sei eine Bundesstelle zu errichten, welche die Arbeiten aller
Verwaltungseinheiten, die mit Jugendfragen zu tun haben, koordiniert und die Kantone
in ihren diesbezlglichen Anstrengungen unterstitzt. Der Bundesrat war grundsatzlich
mit dem Anliegen der Motion einverstanden und beflrwortete auch den Weg lber ein
Rahmengesetz. Wegen mangelnder personeller Ressourcen beantragte er aber
Umwandlung in ein Postulat. Der Motionédr war demgegenlber der Ansicht, die
Forderung, die seit mindestens 1995 auf dem Tisch liege, dulde keinen weiteren
Aufschub, weshalb er an der verbindlichen Form seines Vorstosses festhielt. Der
Nationalrat folgte seiner Argumentation und nahm die Motion mit 89 zu 63 Stimmen an.
Gleichzeitig tiberwies er eine Motion Wyss (sp, BE) fiir eine Forderung der politischen
Beteiligung der Jugendlichen als Postulat. *

Im Auftrag des Bundesamtes fir Kultur erstellte der Vizepréasident der Eidgendssischen
Kommission flr Jugendfragen einen Bericht (ber die Jugendpolitik in den Kantonen.
Hauptfazit der Studie war, dass in den meisten Kantonen Jugendpolitik ein Flickwerk
ist. Nur wenige kennen eine Koordination der verschiedenen jugendpolitischen
Massnahmen. Die Kantone Bern und Genf nehmen hier die Spitzenplatze ein. Auch
sehen sie nur vereinzelt eine gréssere Partizipation der Jugendlichen am &ffentlichen
Leben vor. Lediglich drei Kantone (BL, FR, VS) zeichnen sich durch einen Jugendrat
oder eine Jugendkommission aus, die in die staatlichen Strukturen eingebunden sind.
Einige Kantone kennen das Institut des Jugendparlaments. Immerhin verfigen 20
Kantone Uber eine Gesetzgebung mit Bestimmungen zur Partizipation im schulischen
Bereich. Der Autor empfahl unter anderem, jugendspezifische Stellen in ein und
derselben Verwaltungseinheit zusammenzunehmen oder einen koordinierenden
Jugendbeauftragten einzusetzen. Der Bund kénnte die Kohérenz der Jugendpolitik in
den Kantonen mit einer klareren Aufgabenteilung verbessern, weshalb die Forderung
nach einem Rahmengesetz, wie sie die Motion Janiak (sp, BL) verlangt hatte,
gerechtfertigt sei. ¥/
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 30.09.2011
ANITA KAPPELI

MOTION
DATUM: 29.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Im Frihling begann der Standerat die Diskussion des Entwurfes zu einer Totalrevision
des Kinder- und Jugendférderungsgesetz (KJFG), welchen der Bundesrat im
September 2010 prasentiert hatte. Durch diese Totalrevision soll den verénderten
gesellschaftlichen Gegebenheiten besser Rechnung getragen werden. Uber das
Gesamtanliegen war sich die kleine Kammer einig und dieses wurde einstimmig
beflirwortet - allerdings mit Anderungen am Entwurf des Bundesrates. Bei der
ausflhrlichen Grundsatzdebatte im Stéanderat zeigte sich, dass die parlamentarischen
Interessenvertreter der grossen Jugendverbédnde - die Stdnderate Janiak (sp, BL), Marty
(fdp, T und Schwaller (cvp, FR) - um die finanzielle Unterstltzung von Pfadi,
Jungwacht, Blauring und Cevi flurchteten. Ihre Einzelantrédge fur eine Besserstellung
dieser Vereine waren dennoch chancenlos. Bei den Beratungen im Nationalrat forderte
eine Minderheit Miri (svp, LU) Nichteintreten, mit der Begriindung dass die Kinder- und
Jugendférderung eine kommunale und kantonale Aufgabe sei. Die Mehrheit folgte
dieser Argumentation nicht und beschloss mit 95 zu 37 Stimmen Eintreten. Ein
Minderheitenantrag Prelicz-Huber (gp, ZH), welcher die Festsetzung der Altersgrenze
fur die Adressaten des Gesetzes von 25 auf 30 Jahre erhéhen wollte, wurde abgelehnt.
Einzig der Minderheitsantrag Haberli-Koller (cvp, TG), der die Bedingung im Gesetz
streichen wollte, dass Jugendaustauschorganisationen nur noch finanzielle
Unterstltzung erhalten kénnen, wenn sie mindestens 50 solche Austausche pro Jahr
realisieren, erhielt ausreichend Unterstutzung aus dem burgerlichen Lager. Der
Standerat hielt bei der Differenzbereinigung in der Herbstsession jedoch an seiner
anfanglichen Einschatzung fest und lehnte es aus Effizienzgriinden ab, auch sehr kleine
Austauschorganisationen, fur die 50 Austausche nicht moglich sind, finanziell zu
unterstitzen. Der Nationalrat hielt anschliessend nicht an seinem Einwand fest und
stimmte dem Gesetzesentwurf des Stédnderats ebenfalls diskussionslos zu. Das neue
Kinder- und Jugendférderungsgesetz wurde in der Schlussabstimmung im Standerat
einstimmig, im Nationalrat mit 141 zu 53 Stimmen angenommen. Mit dem Gesetz nicht
einverstanden war bis zum Schluss die SVP. *

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Hochschulen

En septembre 2011, le Conseil des Etats avait décidé de ne pas donner suite a I'initiative
du canton de Bale-Campagne qui visait la reconnaissance de ce canton en tant que
canton universitaire. Suite a ce refus, Janiak (ps, BL) a décidé de lancer, au sein de la
méme chambre, une motion d’un objectif similaire. Concréetement, le canton de Bale-
Campagne participe au financement de I'université de Béle, a part égale avec le canton
de Bale-Ville. Il verse aussi des contributions financieres a la « Fachhochschule
Nordwestschweiz », aux autres universités et hautes écoles du canton, ainsi qu’au
domaine des EPF et au centre suisse d’électronique et de microtechnique (CSEM). En
conclusion, le canton joue un réle majeur en tant qu’investisseur dans le paysage des
hautes écoles suisses. Par conséquent, aucune des deux commissions et encore moins
le Conseil Fédéral n‘ont remis en question la l|égitimité de la demande de
reconnaissance. Néanmoins, quelques difficultés d'ordre technique ont subsisté.
Premierement, le Conseil fédéral a relevé qu’une telle reconnaissance n’était pas
uniquement de son ressort. En effet, la Conférence suisse des Directeurs cantonaux de
I'Instruction Publique (CDIP) ainsi que la CUS ont leur mot & dire en cas de
modifications légales du concordat intercantonal du 9 décembre 1999. Deuxiemement,
dans la perspective de la nouvelle loi fédérale sur I'encouragement des hautes écoles et
la coordination dans le domaine suisse des hautes écoles (LEHE), une telle motion
n’arrive pas dans un contexte adéquat. Pourtant, cette motion a été soutenue par le
Conseil fédéral qui souhaitait donner un fort gage de reconnaissance vis-a-vis des
investissements consentis par le canton de Bale-Campagne. Dans la méme logique, le
Conseil des Etats a accepté cette motion, bien que sa commission de la science, de
I"éducation et de la culture (CSEC-CN) ait proposé de la refuser pour des raisons
purement formelles a 16 voix contre 6. Le Conseil national a fini, lui aussi, par accepter
de justesse la motion par 80 voix contre 78. **
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

WAHLEN
DATUM: 07.12.2011
MARC BUHLMANN

En juin 2017, le Conseil national a choisi de ne pas entrer en matiére sur une initiative
parlementaire Eymann (plr, BS) demandant la représentation au sein du Conseil des
hautes écoles pour toutes les collectivités responsables d'une haute école. Par une
modification de I'article 12 de la loi sur I'encouragement et la coordination des hautes
écoles (LEHE), le député bélois souhaitait permettre une représentation selon lui plus
fidele des collectivités déterminantes notamment dans le financement des hautes
écoles et universités. Il prend I'exemple du canton de Béle-campagne, qui malgré
I'importante part de son budget allouée a I'éducation tertiaire et au nombre d'étudiants
qu'il compte, ne peut siéger au Conseil des hautes écoles (CSHE). Allant dans ce sens,
une motion (11.3798) du député Janiak avait été déposée en 2011 et demandait la
reconnaissance du canton en tant que canton universitaire. Ces deux objets n'ont pas
passé la rampe, notamment parce que la chambre basse a estimé que la répartition des
représentations est une compétence avant tout cantonale et que l'université de Bale
serait surreprésentée par une répartition différente. L'initiative parlementaire Eymann
a été balayée par 121 voix contre 50 avec 7 abstentions. “°

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Eher unerwartet konnte die SP auch bei den Stédnderatswahlen zulegen. Die zwei
Sitzgewinne in den Kantonen Aargau (Bruderer) und St. Gallen (Rechsteiner) und die
Rlckeroberung des Berner Sitzes (Stockli), den die SP aufgrund der Ersatzwahl fir
Bundesratin Sommaruga im Frihjahr noch an die SVP verloren hatte, sorgten dafur,
dass die Sozialdemokraten die hochste Zahl an Stdnderatsmandaten in ihrer Geschichte
erreichten. Mit elf Mandaten war man in der kleinen Kammer neu sogar gleich stark wie
die FDP. Die acht Sitze in den Kantonen FR (Berset), SO (Zanetti) BS (Fetz), BL (Janiak),
VD (Savary), NE (Berberat), GE (Maury Pasquier) und JU (Héche) konnten relativ
problemlos verteidigt werden. Nur im Kanton Waadt musste die SP in einen zweiten
Wahlgang. Ohne Erfolg blieben die Sozialdemokraten in den Kantonen ZH, LU, OW (mit
der Juso), ZG, SH, TG, Tl und VS. *
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